
und erstarkt in zunehmendem Maße, die Massen wer­
den immer mehr bewußte Gestalter ihrer eigenen Ge­
schicke, unsere Kader wachsen und qualifizieren sich 
im täglichen Kampf, bei der Organisierung des sozia­
listischen Aufbaus, bei der Überwindung von Wider­
ständen und Schwierigkeiten. An dieser Entwicklung 
unseres Staates hat auch unser Justizapparat einen 
entscheidenden Anteil, auch seine Kader sind gewach­
sen. Während in der Produktion und auch in anderen 
Teilen des Staatsapparats neue Methoden der Arbeit 
und der Leitung und Lenkung des Staates sich ent­
wickeln, ist jedoch die Entwicklung der Justizorgane 
im Verhältnis dazu zurückgeblieben. Die große Initia­
tive, die sich seit dem Erlaß des Gesetzes über die 
Vervollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des 
Staatsapparats entwickelt, kommt zwar auch in der 
Justiz zum Ausdruck durch Leistung körperlicher Ar­
beit,-durch vermehrte Auswertung von Verfahren vor 
der Bevölkerung u. a., nicht aber in der Veränderung 
der Methoden und des Inhalts ihrer täglichen Arbeit, 
die auf eine zielgerichtete Veränderung und Entwick­
lung der gesellschaftlichen Verhältnisse zum Sozialis­
mus hin abgestellt sein muß. Die Arbeit des Justiz­
apparats muß sich vom dialektischen Materialismus, 
von den Entwicklungsgesetzen der Gesellschaft leiten 
lassen, d. h. das Neue muß auch in de^ Justiz zum 
Ausdruck kommen, muß sich im Kampf gegen das 
Alte, Überlieferte durchsetzen — und dies kann nicht 
im Selbstlauf geschehen. Die Entwicklung der Gesell­
schaft vollzieht sich durch die planmäßige Bekämpfung 
von Widerständen, durch die Lösung von Widersprü­
chen. Wenn wir verändern wollen, müssen wir erst 
erkennen, was zu ändern ist. Die Arbeit der Justiz 
bewegt sich aber noch vielfach in alten Bahnen. Sie ist 
teilweise noch sehr formal und dogmatisch, nicht par­
teilich und nicht genügend mit den politischen Proble­
men verbunden; sie wirkt deshalb nicht im erforder­
lichen Maße auf die große Umwälzung der Gesellschaft 
ein. Sie zeichnet sich durch Ressortgeist, normenmäßi­
ges Denken und Praktizismus aus, ja, es findet in ihr 
eine berufsmäßige Beschränktheit ihren sichtbaren 
Ausdruck. Genosse Walter Ulbricht gab uns in Babels­
berg den Hinweis, daß wir keine Anhängsel der Nor­
men werden dürfen und die gesellschaftliche Entwick­
lung nicht nach den Normen bestimmen können. Das 
aber ist hier noch nicht überwunden. Alle diese Er­
scheinungen haben ihre Wurzeln in den Überbleibseln 
der bürgerlichen Rechtsideologie. Gegen diese muß der 
Kampf geführt werden, wenn wir die geschilderten, 
die Vorwärtsentwicklung hemmenden; Erscheinungen 
und Methoden beseitigen, den Kampf des Neuen gegen 
das Alte wirksam führen wollen. Wir müssen errei­
chen, daß die Genossen im Justizapparat sozialistisch 
denken und handeln, sich von den hemmenden bür­
gerlichen Einflüssen und Auffassungen frei machen, die, 
wie Lenin einmal sagte, durch ihre Traditionen so 
zählebig sind.

In erster Linie müssen wir das durch die Partei­
organisationen erreichen. Zustand und Lage in den 
Parteiorganisationen zeigen, daß diese bisher ihrer 
Aufgabe nicht gerecht geworden sind, ein Schatten­
dasein führen und keinen Einfluß auf die Arbeit der 
jeweiligen Organe nehmen. Die auf gezeigten Mängel 
haben zu einem großen Teil ihre Ursache darin, daß 
die Parteiorganisationen sich ihrer politischen Verant­
wortung nicht bewußt sind, sich in eine untergeordnete 
Rolle hineindrängen lassen oder sich mit ihr begnü­
gen.

Machen wir uns dies an einem Beispiel deutlich. In 
der Justizverwaltungsstelle fand am 6. März 1958 die 
Wahlberichtsversammlung statt. Im Rechenschafts­
bericht wurden solche Fragen behandelt wie die inter­
nationale Lage, nationale Lage, die fraktionelle Tätig­
keit der Gruppe Schirdewan, Fernstudium, politische 
Massenarbeit, Arbeit der DSF, der VDJ und GwK, 
Jugendarbeit, Kampfgruppe, aber kein Wort zur Arbeit 
der Justizverwaltungsstelle und zu den sich aus der 
Arbeit ergebenden ideologischen Fragen. Dasselbe 
zeigt sich beim Bezirksgericht und Bezirksstaatsanwalt. 
Und so ist es in der gesamten vorangegangenen Zeit 
gewesen: Die führende Rolle der Partei wurde nicht 
verwirklicht. Die Parteiorganisationen arbeiten zwar,

aber ihre Arbeit ist zu sehr nach außen gerichtet, ist 
allgemeine Parteiarbeit; sie bezieht sich auf solche 
Dinge, die z. T. von den Gewerkschaftsgruppen erledigt 
werden könnten und müßten. Darum bleibt die Haupt­
aufgabe der Parteiorganisationen, für die Verwirk­
lichung der Beschlüsse der Partei durch die Genossen 
Richter und Staatsanwälte, durch die Arbeit der Justiz­
organe zu sorgen, außer Betracht; damit unterläßt die 
Parteiorganisation aber die Erziehung ihrer Kader. 
Wenn die Justizorgane, wie wir feststellen mußten, die 
Beschlüsse der Partei ungenügend verwirklichen, so 
ist das nur. die Auswirkung der mangelhaften Ver­
wirklichung der Parteibeschlüsse durch die Partei­
organisationen. Das 30. Plenum z. B. fand nicht den 
richtigen Niederschlag in ihrer Arbeit. In der Partei­
organisation des Bezirksgerichts ging man wohl in der 
Auswertung dieser für die Justiz so wichtigen Tagung 
auf die Arbeit des 2. Senats ein. Aber der 1. Senat, 
dessen Arbeit auf die Kritik hin hätte überprüft wer­
den müssen, ob sich nicht hier ebenfalls liberalistische 
Tendenzen zeigten, wurde außer Betracht gelassen.

Die Parteiorganisationen müßten dafür sorgen, daß 
die sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft auch 
durch die Justiz gefördert wird; Ansätze dafür sind 
vorhanden. Die Betriebsparteiorganisation der Justiz­
verwaltungsstelle hat einen Maßnahmeplan beschlos­
sen; er bezieht sich jedoch nur auf die Patenschafts­
arbeit in einer Gemeinde, gibt den Genossen keine 
Orientierung für ihre staatliche Arbeit und stellt in 
dieser Beziehung keine Aufgaben.

In den Beschlüssen der Partei der Arbeiterklasse 
sind jeweils die nächsten Ziele, die Aufgaben fest­
gelegt, die sich auf die Erkenntnis der historischen 
Notwendigkeiten gründen. Aber die Partei, deren Auf­
gabe es ist, nicht nur die objektiven gesellschaftlichen 
Gesetzmäßigkeiten zu erkennen, sondern auch eine 
neue, sozialistische Gesellschaft aufzubauen, d. h. das 
gesellschaftliche Leben radikal zu verändern und um­
zugestalten, kann ihre Arbeit nicht darauf aufbauen, 
daß die Parteimitglieder die Beschlüsse nur anerken­
nen. Wer Mitglied unserer Partei ist, darf sich nicht 
nur mit der Zustimmung zu einem Beschluß zufrieden­
geben, sondern muß darangehen, die in ihm enthalte­
nen Aufgaben zu verwirklichen, sie in die Tat umzu­
setzen. Die Parteiorganisationen sind verpflichtet, das 
vorhandene formale und passive Verhalten zu den 
Parteibeschlüssen zu überwinden und die Genossen 
dazu zu erziehen, daß bei ihnen nicht mehr Theorie 
und Praxis auseinanderfallen.

Für die unbefriedigende Arbeit der Parteiorganisa­
tionen tragen zu einem großen Teil die Genossen 
Richter und Staatsanwälte die Verantwortung, die die 
Kraft und Rolle der Parteiorganisation nicht erkennen, 
sich ihr gegenüber überheblich verhalten und sie igno­
rieren, also kein richtiges Verhältnis zur Partei haben. 
Das zeigte sich z. B. folgendermaßen in der Justizver­
waltungsstelle, in der bis zur Wahlberichtsversamm­
lung Genosse S c h o k n e c h t  Parteisekretär war. In 
der Versammlung wird wohl an seiner Arbeit etwas 
Kritik geübt, jedoch nicht wesentlich, und er wird 
wieder in die Parteileitung gewählt. Einen Tag nach 
der Wahl setzen sich der Leiter der Justizverwaltungs­
stelle, der Kaderleiter, der jetzt gleichzeitig Partei­
sekretär ist, der BGL-Vorsitzende und noch eine . Ge­
nossin mit dem Genossen Schoknecht zusammen und 
legen fest, daß Genosse Schoknecht versetzt wird. 
Angeblich hätte sein Verhalten zur Beunruhigung und 
Spaltung des Kollektivs geführt. In der Parteiorgani­
sation wird keine Auseinandersetzung geführt, und 
Genosse Schoknecht verschwindet sang- und klanglos 
nach Demmin. Darin drückt sich doch eine unerhörte 
Mißachtung der Parteiorganisation aus, und. es ist 
nicht verwunderlich, daß manche Genossen heute noch 
nicht mit dieser Maßnahme einverstanden sind. Sie 
sagen aber nichts und verhalten sich versöhnlerisch. 
— In der Parteiorganisation der Justiz in Teterow 
wurde in der letzten Wahlberichtsversammlung keine 
Parteileitung gewählt, sondern es wurde nur ein 
Sekretär ausgehandelt. — In Templin wurde in dieser 
Woche der Genosse Kreisgerichtsdirektor parteimäßig 
zur Verantwortung gezogen, weil er die Kreisdelegier- 
tenkonferenz mißachtete, die Parteiorganisation igno-
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